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Götz Reichert 

  
Die Europäische Kommission schlägt zur Finanzierung des EU-Haushalts 2028-2034 drei neue Eigenmittel vor, 
die auf dem Gewicht nicht gesammelter Elektro- und Elektronikgeräte („e-Abfall“) sowie den Einnahmen aus 
dem EU-Emissionshandelssystem (ETS1) und dem CO2-Grenzausgleich (CBAM) basieren. Das cep sieht das 
Versprechen einer „dreifachen Dividende“ der Eigenmittel zum Umwelt- und Klimaschutz als nicht erfüllt an: 

 Keine Entlastung der nationalen Haushalte: Die neuen EU-Eigenmittel würden nicht „frisches Geld“ im Sinne 
von zusätzlichen Einnahmen für den EU-Haushalt bei gleichzeitiger Entlasung der EU-Mitgliedstaaten 
generieren. Denn sie würden die nationalen Haushalte in Form von Opportunitätskosten belasten. 

 Keine stabilen Einnahmequellen: Je erfolgreicher die umweltpolitische Anreizwirkung des EU-Eigenmittels 
auf Basis nicht gesammelter e-Abfälle wäre, desto geringer wäre sein Beitrag für den EU-Haushalt. Einnahmen 
aus ETS1- und CBAM-Zertifikaten hängen zudem von schwankenden CO2-Preisen ab. 

 Fragliche Effekte auf die EU-Umwelt- und Klimapolitik: Das EU-Eigenmittel auf Basis von e-Abfällen hätte 
nicht automatisch einen Umweltschutzeffekt. Entscheidend für einen Klimaschutzeffekt der Einnahmen aus 
ETS1 und CBAM ist deren klimapolitische Zweckbindung und die Ausgestaltung der Klimaschutzmaßnahmen.  
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1 Motivation 

Gemäß Artikel 311 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)1 stattet sich 

die Europäische Union (EU) „mit den erforderlichen Mitteln aus, um ihre Ziele erreichen und ihre Politik 

durchführen zu können“. Dabei gilt der Grundsatz, dass der EU-Haushalt unbeschadet der sonstigen 

Einnahmen vollständig aus „Eigenmitteln“ finanziert bzw. ausgeglichen werden muss. Das EU-

Eigenmittelsystem wird gemäß Artikel 311 AEUV in einem besonderen Gesetzgebungsverfahren auf 

Vorschlag der Europäischen Kommission durch einen einstimmigen Beschluss des Rates nach Anhö-

rung des Europäischen Parlaments festgelegt. Darin können verschiedene Kategorien von Eigenmitteln 

neu eingeführt, geändert oder wieder abgeschafft werden. Der EU-Eigenmittel-Beschluss tritt erst 

nach Zustimmung aller Mitgliedstaaten im Einklang mit ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vor-

schriften in Kraft. Mit dem mehrjährigen Finanzrahmen (Multi-annual Financial Framework, MFF),2 der 

gemäß Artikel 312 AEUV für einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren aufzustellen ist, soll sicherge-

stellt werden, dass die Ausgaben der EU innerhalb der Grenzen ihrer Eigenmittel „eine geordnete Ent-

wicklung nehmen“. 

Für den kommenden MFF 2028-2034 wird angesichts der stetig wachsenden Aufgaben der EU seit Län-

gerem auch über eine Änderung und Ausweitung des bisherigen EU-Eigenmittelsystems diskutiert. 

Hierzu hat die Europäische Kommission zuletzt 2025 einen Vorschlag für einen neuen EU-Eigenmittel-

Beschluss vorgelegt. Dieser sieht auch die Einführung von drei neuen Eigenmittelkategorien mit Bezug 

zur EU-Umwelt- und Klimapolitik vor, die auf dem Gewicht nicht gesammelter Elektro- und Elektronik-

geräte („e-Abfall“) sowie den Einnahmen aus dem EU-Emissionshandelssystem für Industrie, 

Energieerzeugung sowie Luft- und Seeverkehr (ETS1) und dem CO2-Grenzausgleichssystem (Carbon 

Border Adjustment Mechanism, CBAM) basieren. Laut Kommission würden die neuen umwelt- und 

klimaschutzbezogenen Eigenmittelkategorien – im Sinne einer „dreifachen Dividende“ – (1) „frisches 

Geld“ für den EU-Haushalt generieren und so die nationalen Haushalte der Mitgliedstaaten entlasten; 

(2) stabile Einnahmequellen zur Deckung des Finanzbedarfs der EU darstellen; und (3) Anreize zur 

Verwirklichung bestehender Vorgaben und Ziele der EU-Umwelt- und Klimapolitik setzen. 

Dieser cepInput will einen Beitrag zu der laufenden Diskussion um die Einführung neuer EU-Eigenmittel 

zur Finanzierung des MFF 2028-2034 leisten, die sich in den kommenden Monat intensivieren wird. 

Hierzu werden das bestehende EU-Eigenmittelssystem erläutert (Abschnitt 2), relevante Prinzipien, 

Vorschläge und Klassifikationen für das künftige EU-Eigenmittelsystem skizziert (Absschnitt 3) und der 

jüngste Vorschlag der Kommission von 2025 für den neuen EU-Eigenmittel-Beschluss dargestellt 

(Abschnitt 4). Auf dieser Basis werden Positionen verschiedener Akteure zu den drei vorgeschlagenen 

Eigenmittelkategorien mit Bezug zur EU-Umwelt- und Klimapolitik näher beleuchtet (Abschnitt 5) und 

abschließend analysiert, ob diese tatsächlich eine „dreifache Dividende“ liefern können (Abschnitt 6). 

  

 
1  Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union [im Folgenden: AEUV]. 
2  Vgl. hierzu Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des mehrjährigen 

Finanzrahmens für die Jahre 2021 bis 2027; Europäische Kommission, Vorschlag COM(2025) 571 vom 16. Juli 2025 für 
eine Verordnung des Rates zur Festlegung des Mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2028 bis 2034. 
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2 Hintergrund: Das EU-Eigenmittelsystem 

Nach dem aktuell geltenden EU-Eigenmittel-Beschluss von 20203 wird der EU-Haushalt durch die Mit-

gliedstaaten aus folgenden Eigenmitteln finanziert: (1) Traditionelle Einnahmequellen wie Zölle des 

Gemeinsamen Zolltarifs und anderen Zöllen auf den Warenverkehr mit Drittländern sowie Abgaben im 

Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für Zucker; (2) Einnahmen auf Grundlage der harmoni-

sierten Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuern (MwSt.) jedes Mitgliedstaates; (3) Einnahmen auf 

Grundlage des Gewichts der in einem Mitgliedstaat angefallenen nicht recycelten Verpackungsabfälle 

aus Kunststoff; sowie (4) Einnahmen auf Grundlage der Bruttonationaleinkommen (BNE) der Mitglied-

staaten. Insbesondere mit Blick auf den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU zum 31. Januar 

2020 wurde der Höchstbetrag des EU-Jahreshaushalts („Eigenmittelobergrenze“) von 1,20% auf 1,40% 

der Summe der BNE aller Mitgliedstaaten, die der EU jährlich für Zahlungen zur Verfügung steht, und 

auf 1,46% für Verpflichtungen, die in den EU-Haushalt eingesetzt werden, angehoben.4 

3 Neues EU-Eigenmittelsystem: Prinzipien, Vorschläge und Klassifikation 

3.1 Prinzipien zur Einführung neuer EU-Eigenmittelkategorien (2020) 

Das Europäische Parlament, der Rat und die Europäische Kommission trafen 2020 eine 

Interinstitutionelle Vereinbarung u.a. über einen Fahrplan zur Einführung neuer Eigenmittel.5 Darin 

betonten die EU-Organe,6 dass die Einführung neuer Eigenmittelkategorien die angemessene 

Finanzierung der Ausgaben der EU im Rahmen des MFF unterstützen und zugleich den Anteil der 

nationalen BNE-Beiträge an der Finanzierung des EU-Haushalts verringern solle. Die Diversifizierung 

der Einnahmequellen könne eine stärkere Ausrichtung der Ausgaben auf EU-Ebene auf prioritäre 

Bereiche und gemeinsame öffentliche Güter („European Public Goods“)7 ermöglichen, was mit hohen 

Effizienzgewinnen im Vergleich zu nationalen Ausgaben verbunden wäre. Daher sollten neue 

Eigenmittel auf die politischen Ziele der EU abgestimmt werden, die Prioritäten der EU – wie etwa den 

European Green Deal – unterstützen. Die neuen Eigenmittelkategorien sollten vorzugsweise so 

gestaltet werden, dass mit ihnen „frisches Geld“ generiert werden könne. Gleichzeitig sollten sie 

keinen großen bürokratischen Aufwand für Bürger und Unternehmen sowie die EU-Organe und 

nationalen Verwaltungen erzeugen. Neue Eigenmittel sollten einfach, vorhersehbar und gerecht sein. 

 
3  Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053 des Rates vom 14. Dezember 2020 über das Eigenmittelsystem der Europäischen 

Union und zur Aufhebung des Beschlusses 2014/335/EU, Euratom [im Folgenden: EU-Eigenmittel-Beschluss 2020/2053], 
Artikel 1 Buchstabe a-d. 

4  EU-Eigenmittel-Beschluss 2020/2053, Artikel 3 Absätze 1 und 2. 
5 Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat der Europäischen Union und der Eu-

ropäischen Kommission über die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung sowie über neue Eigenmittel, einschließlich eines Fahrplans im Hinblick auf die Einführung neuer Ei-
genmittel, ABl. L 433I vom 22. Dezember 2020, S. 28 [im Folgenden: Interinstitutionelle Vereinbarung von 2020]. 

6 Interinstitutionelle Vereinbarung von 2020, Anhang II Buchstaben G-I. 
7  Überblick bei Thöne, M. (2024), European Public Goods and the 2028-2034 Multiannual Financial Framework – Financing 

the EU in a decade of reform, European Parliament, Policy Department for Budgetary Affairs, Directorate-General for 
Internal Policies, Briefing Requested by the BUDG Committee, S. 2 mit weiteren Literaturverweisen auf die wissenschaft-
liche Diskussion. 
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3.2 Vorschläge der Europäischen Kommission (2021 und 2023) 

Im Anschluss an die Interinstitutionelle Vereinbarung von 2020 hatte die Kommission 20218 und 20239 

jeweils Vorschläge zur Einführung neuer Eigenmittel vorgelegt. Diese basierten auf dem EU-

Emissionshandelssystem (ETS1), dem CO2-Grenzausgleichssystem (Carbon Border Adjustment 

Mechanism, CBAM) und dem Anteil an den Residualgewinnen multinationaler Unternehmen bzw. 

Statistiken zu Unternehmensgewinnen. Beide Kommissionsvorschläge wurde jedoch nicht 

angenommen.  

3.3 Vorschläge des Europäischen Parlaments (2023 und 2026) 

Das Europäische Parlament skizzierte 2023 in einer Entschließung mögliche neue Kategorien von 

Eigenmitteln und forderte die Kommission auf, diese formal vorzuschlagen:10 

• Unternehmensbesteuerung (BEFIT) 

Das Parlament forderte als Grundlage für eine neue Eigenmittelkategorie ein einheitliches 

Regelwerk für die Unternehmensbesteuerung in der EU (Business in Europe: Framework for 

Income Taxation, BEFIT), das auf einer gemeinsamen Steuerbemessungsgrundlage und der 

Aufteilung der Gewinne zwischen den Mitgliedstaaten durch eine Formel oder eine formelbasierte 

Aufteilung der Körperschaftsteuer auf der Grundlage der BEFIT-Regeln beruhen soll. Anschließend 

schlug die Kommissionen im September 2023 eine Richtlinie des Rates für einen entsprechenden 

Rahmen für die Unternehmensbesteuerung in der EU vor, die allerdings noch nicht angenommen 

wurde.11 

• Fairer EU-Grenzmechanismus  

Wenn ein Unternehmen Produkte in den EU-Binnenmarkt einführt, die von Arbeitnehmern in 

Nicht-EU-Ländern hergestellt wurden, deren Löhne unter einem festgelegten Schwellenwert 

liegen, soll es laut Europäischem Parlament eine Abgabe in Höhe der Differenz zwischen diesem 

Schwellenwert und der tatsächlichen Vergütung zahlen müssen, die seine Arbeitnehmer erhalten. 

Diese Abgabe soll nach dem Willen des Parlaments dem EU-Haushalt zufließen.  

• Finanztransaktionssteuer (FTT) 

Das Parlament forderte die Kommission daher auf, eine EU-weite Finanztransaktionssteuer 

(Financial Transaction Tax, FTT) als Einnahmequelle für eine neue Eigenmittelkategorie in Betracht 

zu ziehen. Angesichts der zunehmenden Rückkäufe von Unternehmensaktien (Aktienrückkäufe) in 

der EU forderte es insoweit zudem von der Kommission, die Durchführbarkeit einer 

Verbrauchssteuer auf den Rückkauf von Aktien durch Unternehmen zu prüfen. 

 
8  Europäische Kommission, Vorschlag COM(2021) 570 vom 22. Dezember 2021 für einen Beschluss des Rates zur Änderung 

des Beschlusses (EU, Euratom) 2020/2053 über das Eigenmittelsystem der Europäischen Union. 
9  Europäische Kommission, Geänderter Vorschlag COM(2023) 333 vom 20. Juni 2023 zur Festlegung der Methoden und 

Verfahren für die Bereitstellung von Eigenmitteln auf der Grundlage des Emissionshandelssystems, des CO2-
Grenzausgleichssystems, neu zugewiesener Gewinne und von Statistiken zu Unternehmensgewinnen sowie der Maßnah-
men zur Bereitstellung der erforderlichen Kassenmittel. 

10  Europäisches Parlament, Entschließung vom 10. Mai 2023, Eigenmittel: ein Neubeginn für die Finanzen der EU, ein Neu-
beginn für Europa, Nr. 15-29. 

11  Europäische Kommission, Vorschlag COM(2023) 532 vom 12. September 2023 für eine Richtlinie des Rates zur Schaffung 
eines Rahmens für die Unternehmensbesteuerung in Europa (BEFIT). 
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• Digitale Wirtschaft 

Das Parlament forderte die Kommission für den Fall, dass auf OECD-Ebene bis Ende 2023 keine 

eindeutigen Fortschritte im Hinblick auf ein multilaterales Übereinkommen erzielt werden, einen 

Legislativvorschlag für eine Digitalabgabe oder eine ähnliche Maßnahme vorzulegen. Diese solle 

einseitig erlassen werden und als Grundlage für neue Eigenmittel dienen können. 

• Steuer auf Kryptowährungen 

Das Parlament schlug die Einführung einer europäischen Steuer auf Krypto-Vermögenswerte vor, 

deren Einnahmen als neue Eigenmittel in den EU-Haushalt fließen würden. Demnach kämen für 

Krypto-Vermögenswerte mehrere Besteuerungsoptionen in Betracht, wie eine Steuer auf 

Kapitalerträge aus Krypto-Vermögenswerten, basierend auf einem einheitlichen Steuersatz für alle 

Mitgliedstaaten, eine Steuer auf Transaktionen mit Krypto-Vermögenswerten oder eine Steuer auf 

das Mining und den Handel mit Krypto-Vermögenswerten, die sich nach deren Stromverbrauch 

und Umweltauswirkungen richten sollen. 

• Statistikbasierte Eigenmittel 

Das Parlament betonte das hohe Einnahmenpotential für Eigenmittel in Form von statistisch 

fundierten nationalen Beiträgen, die den Mitgliedstaaten einen Anreiz und eine Belohnung für die 

konsequente Umsetzung von Maßnahmen in verschiedenen EU-Politikbereichen bieten. 

Insbesondere forderte das Parlament die Einführung einer Eigenmittelquelle auf der Grundlage 

des geschlechtsspezifischen Lohngefälles. Zudem solle die Kommission die Einführung neuer 

Eigenmittel prüfen, die – über Kunststoffverpackungsabfälle hinaus – auf anderen Abfallarten wie 

Bioabfälle und Lebensmittelabfälle basierten. 

In einer Entschließung vom April 202612 bekräftigte das Europäische Parlament seine Forderung nach 

der Einführung „neuer echter Eigenmittel“ in Höhe von mindestens 60 Milliarden € pro Jahr, um eine 

tragfähige und langfristig planbare Finanzierung des EU-Haushalts sicherzustellen. Dabei betonte es, 

dass tragfähige und widerstandsfähige Einnahmen für den EU-Haushalt erforderlich seien, um 

Haushaltsstabilität, Effizienz und Haushaltsdisziplin sicherzustellen und die EU in die Lage zu versetzen, 

ihren Bedürfnissen und Prioritäten gerecht zu werden.13 Da ohne neue Mittel die finanzielle Belastung 

durch erhöhte BNE-basierte Beiträge unweigerlich auf die Mitgliedstaaten fallen würde, sei die 

Einführung neuer echter Einnahmequellen eine wesentliche Voraussetzung für einen ambitionierteren 

MFF 2028-2034.14 Laut Parlament soll insbesondere geprüft werden, als neue Eigenmittel unter 

anderem eine Abgabe für digitale Dienste, die auf große digitale Plattformen abzielt, eine Abgabe für 

Online-Glücksspiele und Online-Wetten, die Ausweitung des CO2-Grenzausgleichssystems (CBAM) und 

eine Abgabe auf Basis eines einheitlichen Abrufsatzes für Kapitalerträge aus Kryptowerten 

einzuführen.15 

 
12  Europäisches Parlament, Entschließung vom 28. April 2026 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festle-

gung des Mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2028 bis 2034 (COM(2025)0571 – C10-0000/2025 – 
2025/0571R(APP)), Rn. 115-127. 

13  Ebenda, Rn. 115-116. 
14  Ebenda, Rn. 116. 
15  Ebenda, Rn. 123. 
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3.4 Klassifikation von Vorschlägen für neue EU-Eigenmittel 

Über diese Vorschlägen der Europäischen Kommission und des Europäischen Parlaments hinaus 

werden seit Jahrzehnten zahlreiche weitere Optionen für neue Eigenmittelkategorien diskutiert.16 Sie 

lassen sich zusammenfassend grob wie folgt nach ihren Grundlagen bzw. Anknüpfungspunkten 

klassifizieren, wobei es Überlappungen gibt:17 

1. Unternehmen und Handel: Aufteilung der Körperschaftsteuer nach den BEFIT-Regeln; fairer EU-

Grenzmechanismus gegen Sozialdumping; umfassende Grenzsteuer auf unzureichend besteuerte 

Gewinne;  

2. Finanzsektor und digitale Wirtschaft: Verbrauchssteuer auf Aktienrückkäufe; Steuern auf 

Aktivitäten im Zusammenhang mit Krypto-Vermögenswerten; Digitalabgabe bzw. -steuer auf 

Datenverkehr; Mehrwertsteuer auf Finanzdienstleistungen. 

3. Vermögen etc.: Vermögen von (super-)reichen Privatpersonen18; PIT-Wegzugssteuer für EU-

Bürger, die ins Ausland ziehen (Personal Income Tax, PIT); Wegzugssteuern auf Vermögen 

und/oder Erbschaften; Glücksspiel und/oder Tabak. 

4. Umwelt- und Klimaschutz: Agrarökologische Abgaben; Stromsteuer; Besteuerung des 

Luftverkehrs; EU-Kraftstoffsteuer für den Straßenverkehr; Einnahmen aus 

Emissionshandelssystemen und CO2-Grenzausgleichsabgaben. 

5. Statistikbasierte Beiträge der Mitgliedstaaten: geschlechtsspezifisches Lohngefälle; Bioabfälle, 

gefährliche Abfälle, Lebensmittelabfälle; sonstige ökologische oder soziale Anknüpfungspunkte. 

Diese nicht abschließende Aufzählung spiegelt die Vielfalt der im Laufe der Zeit diskutierten Vorschläge 

für neue Eigenmittel zur Finanzierung des EU-Haushalts wider. Während viele von ihnen aus 

unterschiedlichen Gründen wenig Chancen auf Realisierung haben (schwere administrative 

Umsetzbarkeit, geringes Einnahmenpotential, fehlende EU-Rechtssetzungskompetenzen, mangelnder 

politischer Wille insbesondere seitens der Mitgliedstaaten etc.), wurden einige wenige auch von der 

Kommission aufgegriffen. 

  

 
16  Vgl. z.B. Fontana, O. / Gasbarro, L. (2021), European Fiscal Capacity and New Own Resources : Proposals and Scenarios, 

Research Paper, Movimento Europeo Italia / Centro Studi Sul Federalismo; Saint-Amans, P. (2024), Broader border taxes: 
a new option for European Union budget resources, Bruegel Policy Brief 06/2024; Schratzenstaller, M. et al. (2024), New 
EU own resources: possibilities and limitations of steering effects and sectoral policy co-benefits, European Parliament, 
Policy Department for Budgetary Affairs, Directorate-General for Internal Policies, Study Requested by the BUDG Com-
mittee. 

17  Klassifikation nach Thöne, M. (2024), European Public Goods and the 2028-2034 Multiannual Financial Framework – Fi-
nancing the EU in a decade of reform, European Parliament, Policy Department for Budgetary Affairs, Directorate-General 
for Internal Policies, Briefing Requested by the BUDG Committee, S. 3 mit weiteren Literaturverweisen auf die wissen-
schaftliche Diskussion; Darvas, Z. et al (2025), Bigger, Better Funded and Focused on Public Goods – How to Revamp the 
European Union Budget, Bruegel Blueprint Series 37, S. 57 ff. und S. 64 ff. 

18  Vgl. z.B. Wiese, K. (2025), Vorschlag der Europäischen Kommission über den Mehrjährigen Finanzrahmen nach 2027, 
Schriftliche Stellungnahme, Deutscher Bundestag – Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union, Öffent-
liche Anhörung am 10. September 2025, Ausschussdrucksache 21(21)7, S. 3. 
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4 EU-Eigenmittelsystem: Vorschlag der Europäischen Kommission (2025) 

Der Kommissionsvorschlag von 2025 für das künftige EU-Eigenmittelsystem19 für den MFF 2028-203420 

baut auf vorherigen Vorschlägen und Diskussionen auf. Er schlägt Anpassungen bestehender und die 

Einführung neuer Kategorien von Eigenmitteln vor. 

4.1 Traditionelle EU-Eigenmittel 

Der Kommissionsvorschlag COM(2025) 57421 sieht vor, die Art der traditionellen Eigenmittel (Traditio-

nal Own Resources, TOR) unverändert zu lassen. Diese umfassen Abschöpfungen, Prämien, Zusatz- 

oder Ausgleichsbeträge, zusätzliche Teilbeträge und andere Abgaben, Zölle des Gemeinsamen Zollta-

rifs und andere Zöllen auf den Warenverkehr mit Drittländern, die von den EU-Organen eingeführt 

worden sind oder noch eingeführt werden, Zölle auf die unter den ausgelaufenen Vertrag über die 

Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) fallenden Erzeugnisse sowie Ab-

gaben, die im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für Zucker vorgesehen sind.  

Im EU-Eigenmittel-Beschluss 2020 wird der Anteil der traditionellen Eigenmittel, den die Mitgliedstaa-

ten einbehalten dürfen, um ihre Kosten für die Erhebung der Zölle zu decken, derzeit auf 25% festge-

setzt. Die Kommission kritisiert, dass hierdurch dem EU-Haushalt ein zu großer Anteil an Eigenmitteln 

entgehe,22 die für die Finanzierung des Bedarfs an und der Kosten für Zollausrüstung, Personal, Digita-

lisierung und Informationen erforderlich seien. Sie schlägt daher vor, den von den Mitgliedstaaten als 

Erhebungskosten einbehaltenen Anteil an den traditionellen Eigenmitteln von 25% auf 10% zu sen-

ken.23 Dies würde im Zeitraum 2028-2034 zusätzliche Einnahmen für den EU-Haushalt in Höhe von 

durchschnittlich rund 4,5 Milliarden € pro Jahr generieren.24  

4.2 MwSt.-Bemessungsgrundlage 

Zu den Eigenmitteln sollen nach dem Kommissionsvorschlag unverändert die Einnahmen gehören, die 

sich aus der Anwendung eines einheitlichen Abrufsatzes für alle Mitgliedstaaten in Höhe von 0,30% 

auf den Gesamtbetrag der auf alle steuerpflichtigen Lieferungen erhobenen Mehrwertsteuer (MwSt.), 

geteilt durch den für das jeweilige Kalenderjahr gewogenen mittleren MwSt.-Satz25, ergeben.26 

 
19  Europäische Kommission, Vorschlag COM(2025) 574 vom 16. Juli 2025 für einen Beschluss des Rates über das Eigenmit-

telsystem der Europäischen Union und zur Aufhebung des Beschlusses (EU, Euratom) 2020/2053 [im Folgenden: Kom-
missionsvorschlag COM(2025) 574]. 

20  European Commission, Communication COM(2025) 570 of 16 July 2025, A dynamic EU budget for the priorities of the 
future: the Multiannual Financial Framework 2028-2034; Commission Staff Working Document SWD(2025) 570 of 16 July 
2025 Accompanying the document Communication COM(2025) 570 of 16 July 2025, A dynamic EU budget for the priori-
ties of the future: the Multiannual Financial Framework 2028-2034 [im Folgenden: Commission Staff Working Document 
SWD(2025) 570]. 

21  Kommissionsvorschlag COM(2025) 574, Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a. 
22  Ebenda, Erwägungsgrund 5. 
23  Ebenda, Artikel 11 Absatz 3. 
24  Commission Staff Working Document SWD(2025) 570, S. 67. 
25 Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 des Rates vom 29. Mai 1989 über die endgültige einheitliche Regelung für die 

Erhebung der Mehrwertsteuereigenmittel. 
26  Kommissionsvorschlag COM(2025) 574, Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c. 
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4.3 BNE-Eigenmittelbeiträge 

Zu den Eigenmitteln sollen auch unverändert die Einnahmen gehören, die sich aus der Anwendung 

eines im Rahmen des Haushaltsverfahrens unter Berücksichtigung aller übrigen Einnahmen 

festzulegenden einheitlichen Abrufsatzes auf den Gesamtbetrag der Bruttonationaleinkommen (BNE) 

aller Mitgliedstaaten ergeben.27 

4.4 Gewicht nicht recycelter Verpackungsabfälle aus Kunststoff 

Zu den Eigenmitteln sollen weiterhin Einnahmen gehören, die sich aus der Anwendung eines einheit-

lichen Abrufsatzes auf das Gewicht der in einem Mitgliedstaat angefallenen nicht recycelten Verpa-

ckungsabfälle aus Kunststoff ergeben.28 Dabei berechnet sich das Gewicht nicht recycelter 

Kunststoffverpackungsabfälle aus der Differenz zwischen dem Gewicht der in einem Mitgliedstaat in 

einem bestimmten Jahr angefallenen Kunststoffverpackungsabfälle und der in demselben Jahr 

recycelten Kunststoffverpackungsabfälle. Zur Berechnung der anfallenden Kunststoffverpackungs-

abfälle wenden die Mitgliedstaaten die Ansätze der Verpackungs-Verordnung (EU) 2025/4029 an, die 

angepasst werden, um die Vergleichbarkeit, Zuverlässigkeit und Vollständigkeit der Ergebnisse 

sicherzustellen.  

Der Abrufsatz für die Eigenmittel auf der Grundlage von nicht recycelten Kunststoffverpackungs-

abfällen wurde zu Beginn des aktuellen MFF auf einen Festbetrag von 0,8 € pro Kilogramm (kg) festge-

legt. Laut Kommission30 habe jedoch die zwischenzeitlich hohe Inflation den realen Wert der Einnah-

men aus dieser Eigenmittelquelle gemindert, was auch die Anreize für die Mitgliedstaaten verringern 

könne, ihre Anstrengungen zur Erreichung der EU-Recyclingziele31 zu verstärken. Um dem Rechnung 

zu tragen, schlägt die Kommission vor, den Abrufsatz im Jahr 2028 auf 1,00 €/kg anzuheben und ihn 

anschließend an die Inflation anzupassen. Dies würde im Zeitraum 2028-2034 einen Anstieg auf durch-

schnittlich 1,07 €/kg bedeuten. Dadurch würden sich die Einnahmen aus diesem Eigenmittel im Zeit-

raum 2028-2034 um durchschnittlich 2,2 Milliarden € erhöhen.32 

4.5 NEU: Unternehmensbeitrag für Europa (CORE) 

Als neue Kategorie eines Eigenmittels schlägt die Kommission vor, einen Finanzierungsbeitrag zum EU-

Haushalt von Unternehmen einzuführen.33 Diesen „Unternehmensbeitrag für Europa“ (Corporate 

Resource for Europe, CORE) sollen Unternehmen zahlen müssen, die steuerlich in der EU ansässig sind 

und einen jährlichen Nettoumsatzerlös von mehr als 100 Millionen € erzielen. Zudem soll CORE von in 

einem Mitgliedstaat ansässigen ständigen Niederlassungen von Unternehmen geleistet werden, die 

steuerlich in einem Drittland ansässig sind. CORE soll als jährlicher Pauschalbetrag auf Grundlage des 

Nettoumsatzerlöses von betroffenen Unternehmen berechnet werden, wobei im Rahmen eines 

gestaffelten Spannensystems höhere Nettoumsatzerlöse zu höheren Beiträgen führen. Die 

 
27  Kommissionsvorschlag COM(2025) 574, Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe i. 
28  Ebenda, Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e. 
29  Verordnung (EU) 2025/40 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Dezember 2024 über Verpackungen und 

Verpackungsabfälle [im Folgenden: Verpackungs-Verordnung (EU) 2025/40], Artikel 53 Absatz 2 Buchstaben a und b. 
30  Commission Staff Working Document SWD(2025) 570, S. 67. 
31  Verpackungs-Verordnung (EU) 2025/40, Artikel 52 Absatz 1 Buchstaben a-d. 
32  Commission Staff Working Document SWD(2025) 570, S. 67. 
33  Kommissionsvorschlag COM(2025) 574, Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b und Erwägungsgründe 6-8. 
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Berechnung anhand der Nettoumsatzerlöse soll gewährleisten, dass diese Eigenmittel auf 

standardisierten Unternehmensdaten beruhen. Nicht zahlungspflichtig sollen kleine und mittlere 

Unternehmen (Small and Medium Companies, SMEs) mit einem Nettoumsatzerlös bis 100 Millionen € 

sowie Unternehmen ohne Gewinnerzielungsabsicht wie staatliche Rechtsträger sowie internationale 

und gemeinnützige Organisationen sein. Die Einnahmen des EU-Haushalts aus dem CORE werden für 

den Zeitraum 2028-2034 auf durchschnittlich 6,8 Milliarden € pro Jahr geschätzt.34 

4.6 NEU: Verbrauchssteuern auf Tabak (TEDOR) 

Mit der Richtlinie 2011/64/EU des Rates vom 21. Juni 2011 über die Struktur und die Sätze der 

Verbrauchsteuern auf Tabakwaren wurden harmonisierte Mindestsätze für in den steuerrechtlich 

freien Verkehr überführte Tabakwaren eingeführt. Mit der von der Kommission vorschlagenen 

Neufassung der Richtlinie 2011/64/EG35 soll die Struktur der Mindestsätze überarbeitet und der 

Anwendungsbereich der Richtlinie auf mit Tabak verwandte Erzeugnisse ausgeweitet werden. In 

diesem Zusammenhang betont die Kommission, dass Rauchen nach wie vor eine EU-weite 

gesundheitspolitische Herausforderung sei. Daher sei es angemessen, zur Unterstützung der 

einschlägigen Gesundheitspolitik und angesichts der wettbewerbsverzerrenden 

grenzüberschreitenden Einkäufe dieser Erzeugnisse, die durch unterschiedliche Besteuerung motiviert 

seien, einen Abrufsatz von 15% auf die Einkünfte aus der Anwendung dieser harmonisierten 

Mindestsätze auf in den steuerrechtlich freien Verkehr überführte Erzeugnisse als Eigenmittel 

einzuführen (Tobacco Excise Duty Own Resource, TEDOR).36 

TEDOR würde in direktem Zusammenhang mit dem Verbrauch von Tabakerzeugnissen in den 

einzelnen Mitgliedstaaten stehen.37 Der Beitrag eines Mitgliedstaats würde berechnet, indem die für 

den Verbrauch freigegebene Menge aller Kategorien von Tabakwaren und tabakbezogenen 

Erzeugnissen für ein bestimmtes Jahr mit dem für diesen Mitgliedstaat geltenden Mindestsatz 

multipliziert wird. Einnahmen aus einem Steuersatz, der über dem Mindestsatz des Mitgliedstaats 

liegt, würden vollständig dem Haushalt des Mitgliedstaats zufließen. Bei einem Abrufsatz von 15% 

werden die EU-Haushaltseinnahmen aus der TEDOR für den Zeitraum 2028-2034 auf durchschnittlich 

11,2 Milliarden € pro Jahr geschätzt.38 

4.7 NEU: Gewicht nicht gesammelter Elektro- und Elektronikgeräte („e-Abfall“) 

Als neue Eigenmittelkategorie schlägt die Kommission39 die Einführung von Einnahmen vor, die sich 

aus der Anwendung eines einheitlichen Abrufsatzes auf das Gewicht der in dem jeweiligen 

Mitgliedstaat jährlich nicht gesammelten Elektro- und Elektronikgeräte ergeben. Der einheitliche 

Abrufsatz soll 2,00 €/kg betragen. Die Kommission40 begründet ihren Vorschlag damit, dass die 

wachsenden Mengen an Abfällen aus Elektro- und Elektronik-Altgeräten (Waste of Electrical and 

Electronic Equipment, WEEE) – „e-Abfall“ bzw. „Elektroschrott“ – einerseits besorgniserregend seien. 

 
34  Commission Staff Working Document SWD(2025) 570, S. 66. 
35  Europäische Kommission, Vorschlag COM(2025) 580 vom 16. Juli 2025 für eine Richtlinie des Rates über die Struktur und 

die Sätze der Verbrauchsteuern auf Tabak und mit Tabak verwandte Erzeugnisse (Neufassung). 
36  Kommissionsvorschlag COM(2025) 574, Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe d und Erwägungsgrund 9. 
37  Commission Staff Working Document SWD(2025) 570, S. 65. 
38  Ebenda, S. 65. 
39  Kommissionsvorschlag COM(2025) 574, Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe f. 
40  Commission Staff Working Document SWD(2025) 570, S. 64. 
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Elektroschrott enthielte gefährliche Stoffe wie Schwermetalle und chemische Substanzen, die 

erhebliche Risiken für Umwelt und Gesundheit bergen würden, wenn man sie nicht ordnungsgemäß 

sammle und behandle. Andererseits sei Elektroschrott aufgrund seines hohen Anteils an kritischen 

Rohstoffen auch von entscheidender Bedeutung für die strategische Autonomie der EU. Kritische 

Rohstoffe wie Kupfer, Platin und Seltenerdmetalle könnten recycelt werden, wenn der Abfall effektiv 

bewirtschaftet werde. Die Mitgliedstaaten blieben jedoch hinter den in der WEEE-Richtlinie 

2012/19/EG41 festgelegten verbindlichen Sammelzielen zurück. Während die Recyclingquoten in den 

Mitgliedstaaten nach der Sammlung hoch seien, beliefen sich die aggregierte Sammelquote der EU für 

Elektroschrott im Jahr 2022 auf lediglich 40%. Nach dem Vorbild der Eigenmittel auf Grundlage von 

nicht recycelten Kunststoffverpackungsabfällen würden laut Kommission die vorgeschlagenen 

Eigenmittel auf der Grundlage von Elektroschrott den Mitgliedstaaten Anreize bieten, die Sammlung 

von Elektroschrott zu steigern, und gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit und strategische Autonomie 

der EU fördern.42 Zugleich solle es den Mitgliedstaaten gemäß dem Subsidiaritätsprinzip43 freistehen, 

selbst die aus ihrer Sicht am besten geeigneten Maßnahmen zu wählen, um diese Ziele zu erreichen. 

Nach dem Kommissionsvorschlag44 würde die Menge an nicht gesammelten Elektro- und Elektronik-

Altgeräten in einem Mitgliedstaat für ein bestimmtes Jahr berechnet, indem die in diesem Jahr 

gesammelten Elektro- und Elektronik-Altgeräte vom durchschnittlichen Gewicht der Elektro- und 

Elektronikgeräte abgezogen werden, die in den drei vorangegangenen Jahren in Verkehr gebracht 

wurden. Gesammelte sowie in Verkehr gebrachte Elektro- und Elektronikgeräte seien statistische 

Indikatoren, die der Kommission verpflichtend gemeldet werden müssten. Die in der WEEE-Richtlinie 

2012/19/EU festgelegten Berichtspflichten lieferten alle Elemente, die für die Einführung der auf nicht 

gesammelten Elektro- und Elektronik-Altgeräten basierenden Eigenmittel erforderlich seien.  

Die Kommission betont, dass eine auf Elektroschrott basierende Eigenmittelquelle erhebliche und 

stabile Einnahmen für den EU-Haushalt generieren würde.45 So hätte 2022 das Gewicht der EU-weit 

nicht gesammelten Elektro- und Elektronik-Altgeräte rund 7,5 Millionen Tonnen betragen. Während 

davon auszugehen sei, dass die Menge der in Verkehr gebrachten Elektro- und Elektronikgeräte in den 

kommenden Jahren weiterhin – wenn auch langsamer – steigen werde, sollten sich zugleich die 

Mitgliedstaaten schrittweise dem Sammelziel der WEEE-Richtlinie 2012/19/EU von 65%46 annähern. 

Der Abrufsatz für das neue Eigenmittel auf der Grundlage von e-Abfall sollte – wie derjenige für nicht 

recycelte Verpackungsabfälle aus Kunststoff – der Entwicklung des allgemeinen Preisniveaus für 

Waren und Dienstleistungen Rechnung tragen und jährlich an die Inflation angepasst werden.47 Vor 

diesem Hintergrund rechnet die Kommission bei einem vorgeschlagenen anfänglichen Abrufsatz von 

2,00 €/kg und dynamischen Inflationsanpassungen für den Zeitraum 2028-2034 mit relativ stabilen 

Einnahmen aus nicht gesammeltem Elektroschrott in Höhe von rund 15 Milliarden € pro Jahr.48 

 
41  Richtlinie 2012/19/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über Elektro- und Elektronik-Altgeräte 

(Neufassung) [im Folgenden: WEEE-Richtlinie 2012/19/EU]. 
42  Kommissionsvorschlag COM(2025) 574, Erwägungsgrund 11. 
43  Vertrag über die Europäische Union (EUV), Artikel 5 Absatz 3. 
44  Commission Staff Working Document SWD (2025) 570, S. 64. 
45  Ebenda, S. 64. 
46  WEEE-Richtlinie 2012/19/EU, Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 2. 
47  Kommissionsvorschlag COM(2025) 574, Erwägungsgrund 12. 
48  Commission Staff Working Document SWD(2025) 570, S. 64 f. 
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4.8 NEU: EU-Emissionshandelssystem (ETS1) 

Zur Umsetzung der Ziele des Pariser Klimaabkommens von 2015 haben sich die EU und ihre Mitglied-

staaten nach dem Europäischen Klimagesetz49 unionsrechtlich verpflichtet, ihre Treibhausgasemissio-

nen bis 2050 auf netto null zu reduzieren (Klimaneutralität) und bis 2030 um 55% gegenüber 1990 zu 

senken („Fit for 55“) und hierzu auch ein rechtsverbindliches Zwischenziel für 2040 festzulegen.50 Das 

EU-2040-Klimaziel51 sieht eine Senkung der Treibhausgasemissionen um nominell 90% gegenüber 

1990 verbunden mit Flexibilitätsoptionen vor. Zentrales Instrument der EU-Klimapolitik zur Erreichung 

der EU-Klimaziele 2030, 2040 und 2050 ist das 2005 eingeführte EU-Emissionshandelssystem, demzu-

folge Unternehmen energieintensiver Industriezweige und der Energieerzeugung sowie des Luft- und 

Seeverkehrs über Emissionsrechte bzw. Zertifikate für ihre Treibhausgasemissionen verfügen müssen 

(ETS1).52 Das ETS1 folgt einem „Cap & Trade“-Ansatz. Demnach wird in den erfassten Sektoren die EU-

weit verfügbare Gesamtmenge an Zertifikaten und damit an erlaubten Treibhausgasemissionen 

begrenzt (Cap) und jährlich abgesenkt. Die Zertifikate sind handelbar (Trade), so dass der 

Zertifikatspreis einen Anreiz zur Realisierung der kostengünstigsten Optionen für Emissionssenkungen 

setzt. Die Zertifikate werden in der Regel von den Mitgliedstaaten versteigert.53  

Die Einnahmen aus den Zertifikatsversteigerungen fließen derzeit nicht dem EU-Haushalt, sondern den 

Mitgliedstaaten zu.54 Sie müssen ihre ETS1-Einnahmen für klimapolitische Zwecke wie der Förderung 

erneuerbarer Energien verwenden, wobei sie einen großen Gestaltungsspielraum haben.55 Die 

Kommission argumentiert, dass auch die Dekarbonisierungsbemühungen der EU selbst im 

kommenden MFF 2028-2034 weitere Anstrengungen sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der 

Ausgabenseite erforderten.56 Da das ETS1 eng mit den klimapolitischen Zielen der EU verknüpft sei, sei 

es angemessen, 30% der Einnahmen aus der Zertifikatsversteigerungen als neue Eigenmittelkategorie 

dem EU-Haushalt zur Verfügung zu stellen.57 Hiervon ausdrücklich nicht umfasst sollen die Einnahmen 

aus der Zertifikateversteigerung des neuen EU-Emissionshandels insbesondere für den Gebäude- und 

Straßenverkehrssektor (ETS2) sein,58 der nun 2028 eingeführt werden soll.59 Zudem können die 

Mitgliedstaaten gemäß der ETS-Richtlinie 2003/87/EG60 und der Lastenteilungs-Verordnung 

(EU) 2018/84261 beschließen, einen Teil der ETS1-Zertifikate nicht zu versteigern oder aber übertragen 

zu lassen und die Einnahmen aus der Versteigerung dem mit der ETS-Richtlinie eingerichteten 

 
49  Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung des Rahmens 

für die Verwirklichung der Klimaneutralität („Europäisches Klimagesetz“). 
50  Europäisches Klimagesetz (EU) 2021/1119, Artikel 2 Absatz 1, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 4 Absatz 3. 
51  Verordnung (EU) 2026/667 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2026 zur Änderung der Verordnung 

(EU) 2021/1119 hinsichtlich der Festlegung eines Klimazwischenziels der Union für 2040. 
52  Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 über ein System für den Handel 

mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union [im Folgenden: ETS-Richtlinie 2003/87/EG], Artikel 3a ff. (Kapitel II: 
Luft- und Seeverkehr) und Artikel 3h ff. (Kapitel III: Ortsfeste Anlagen). 

53  Ebenda, Artikel 3d Absatz 1 und Artikel 10 Absatz 1. 
54  Ebenda, Artikel 10 Absatz 3 Satz 1. 
55  Ebenda, Artikel 10 Absatz 3 Satz 2 Buchstaben a-l. 
56  Commission Staff Working Document SWD(2025) 570, S. 63. 
57  Kommissionsvorschlag COM(2025) 574, Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe g Nr. 1 und Erwägungsgrund 13. 
58  Commission Staff Working Document SWD(2025) 570, S. 63. 
59  ETS-Richtlinie 2003/87/EG, Artikel 30a ff. (Kapitel IVa: Emissionshandel für den Gebäude- und Straßenverkehrssektor so-

wie für andere Sektoren). 
60  ETS-Richtlinie 2003/87/EG, Artikel 10d Absatz 4. 
61 Verordnung (EU) 2018/842 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur Festlegung verbindlicher 

nationaler Jahresziele für die Reduzierung der Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2021 bis 2030 als Beitrag zu Klima-
schutzmaßnahmen zwecks Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Übereinkommen von Paris [im Folgenden: Lastentei-
lungs-Verordnung (EU) 2018/842], Artikel 6 Absatz 1. 
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Modernisierungsfonds62 zukommen zu lassen. Diese Zertifikate sollen nach dem 

Kommissionsvorschlag bei der Berechnung des Betrags der Eigenmittel auf der Grundlage des ETS1 

mitberücksichtigt werden.63 Die Kommission schätzt die Einnahmen für den EU-Haushalt für den 

Zeitraum 2028-2034 auf durchschnittlich rund 9,6 Milliarden € pro Jahr, basierend auf einem 

angenommenen CO2-Preis von 88,33 € zu Preisen des Jahres 2025.64 

4.9 NEU: CO2-Grenzausgleichssystem (CBAM) 

Der ETS1-Zertifikatepreis erhöht die Produktionskosten der vom ETS1 erfassten Unternehmen in der 

EU. Stehen diese – wie die Stahlindustrie – im internationalen Wettbewerb, führt dies zu massiven 

Wettbewerbsnachteilen europäischer Unternehmen gegenüber ihren Konkurrenten aus Drittsatten 

mit weniger ambitionierten Klimaschutzvorgaben sowohl in Bezug auf Exporte außerhalb der EU als 

auch auf Importe in den EU-Binnenmarkt. Hierdurch droht die industrielle Produktion einschließlich 

der dadurch verursachten Treibhausgasemissionen aus der EU in Drittstaaten mit geringeren 

klimaschutzbedingten Kosten verlagert zu werden (Carbon Leakage). Die Folge sind sowohl 

Wertschöpfungs- und Arbeitsplatzverluste in der EU als auch weltweit insgesamt höhere 

Treibhausgasemissionen. Um beides zu verhindern und international wieder ein „level playingfield“ 

herzustellen, erhalten vom ETS1 erfasste Unternehmen, für deren Produktion ein Carbon-Leakage-

Risiko besteht, eine Gratiszuteilung von Emissionszertifikaten.65 Während der CBAM auf die Schaffung 

eines „level playingfield“ im EU-Binnenmarkt zwischen in der EU produzierten Waren und Importen 

abzielt, fehlt jedoch ein entsprechender CO2-Grenzausgleich zugunsten europäischer Exporte in 

Märkte außerhalb der EU. 

Mit der Überarbeitung des ETS1 im Rahmen der „Fit for 55“-Reformen wird diese kostenlose 

Zertifikatezuteilung schrittweise abgeschafft. Im Gegenzug zu diesem Phase-out wird als neues 

Carbon-Leakage-Schutzinstrument ebenfalls schrittweise ein CO2-Grenzausgleichsmechanismus 

(Carbon Border Adjustment Mechanism, CBAM)66 eingeführt. Dieser soll den Import bestimmter CO2-

intensiver Waren aus Drittstaaten mit keinen oder geringeren Klimaschutzkosten im Vergleich zur EU 

verteuern und so sowohl Hersteller in Drittländern zur Reduzierung ihrer CO2-Emissionen als auch 

Drittländer zur Einführung von Klimaschutzmaßnahmen anregen, die auch hinsichtlich der 

Kostenbelastung für Unternehemen mit denen der EU vergleichbar sind. Zu diesem Zweck entspricht 

die Höhe der CBAM-Abgabe dem Preis von Emissionszertifikaten im ETS1.  

Laut Kommission steht der CBAM, der als „externe Dimension“ des ETS1 betrachtet werden kann67, in 

engen Zusammenhang mit der EU-Klimapolitik. Folglich solle ein Teil der Einnahmen aus CBAM-

Zertifikaten dem EU-Haushalt als Eigenmittel zur Verfügung gestellt werden.68 Daher schlägt die 

Kommission vor, 75% der Einnahmen aus CBAM-Zertifikaten als neue Eigenmittelkategorie dem EU-

Haushalt zuzuführen.69 Sie erwartet bei diesem Abrufsatz, dass durch den CBAM im Zeitraum 2028-

 
62  ETS-Richtlinie 2003/87/EG, Artikel 10d Absatz 3. 
63  Kommissionsvorschlag COM(2025) 574, Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe g Nr. 2 Buchstaben a und b sowie Erwägungs-

grund 14. 
64  Commission Staff Working Document SWD(2025) 570, S. 63. 
65  ETS-Richtlinie 2003/87/EG, Artikel 10a. 
66  Verordnung (EU) 2023/956 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023 zur Schaffung eines CO2-

Grenzausgleichssystems [im Folgenden: CBAM-Verordnung (EU) 2023/956]. 
67  Commission Staff Working Document SWD(2025) 570, S. 63. 
68  Kommissionsvorschlag COM(2025) 574, Erwägungsgrund 15. 
69  Ebenda, Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe h. 
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2034 durchschnittlich bis zu 1,2 Milliarden € pro Jahr an Einnahmen für den EU-Haushalt generieren 

werden. Eine mögliche Ausweitung des CBAM-Anwendungsbereichs auf bestimmte nachgelagerte 

CBAM-Produkte könne im Zeitraum 2028-2034 zusätzliche Einnahmen von durchschnittlich bis zu 

0,2 Milliarden € pro Jahr erzeugen. Im Gegensatz dazu könnten jedoch die von der Kommission70 

geplanten Maßnahmen zur Bekämpfung der Verlagerung von CO2-Emissionen bei CBAM-Waren, die 

aus der EU in Drittländer exportiert werden, die Einnahmen des EU-Haushalts aus dem CBAM wieder 

verringern.71 

5 Positionen zu den EU-Eigenmitteln zum Umwelt- und Klimaschutz 

Im Folgenden werden die drei von der Kommisson vorgeschlagenen neuen Eigenmittelkategorien 

näher beleuchtet, die einen Bezug zum Umwelt- und Klimaschutz aufweisen und an entsprechende 

EU-Rechtsakte anknüpfen: (1) die Menge nicht gesammelter Elektro- und Elektronikgeräte („e-Abfall“) 

im Rahmen der WEEE-Richtlinie 2012/19/EG; (2) das EU-Emissionshandelssystem ETS1 gemäß der ETS-

Richtlinie 2003/87/EG; (3) das mit dem ETS1 eng verknüpfte CO2-Grenzausgleichssystem CBAM gemäß 

der CBAM-Verordnung (EU) 2023/956. Dabei werden insbesondere Positionen aus Politik und 

Wissenschaft berücksichtigt, die hierzu auch in Deutschland vertreten werden.  

5.1 Gewicht nicht gesammelter Elektro- und Elektronikgeräte („e-Abfall“) 

Die Kommission begründet ihren Vorschlag für die neue Eigenmittelkategorie basierend auf der Menge 

bzw. dem Gewicht nicht gesammelter Elektro- und Elektronikgeräte („e-Abfall“) damit, dass steigende 

Mengen an Elektroschrott sowohl erhebliche Umwelt- und Gesundheitsrisiken bergen würden als auch 

ein wichtiges Potenzial zur Rückgewinnung kritischer Rohstoffe für die strategische Autonomie der EU 

darstellten. Da die Mitgliedstaaten überwiegend die verbindlichen Sammelziele bislang verfehlten, soll 

daher das vorgeschlagene Eigenmittel – nach dem Vorbild der Eigenmittel auf Grundlage von nicht 

recycelten Verpackungsabfällen aus Kunststoff – ihnen Anreize zur Steigerung der Sammlung setzen 

und zugleich Wettbewerbsfähigkeit und Autonomie der EU insgesamt stärken.  

Das meistdiskutierte Problem in Bezug auf die Einführung der auf dem Gewicht nicht gesammelten 

Elektroschrotts basierenden neuen Eigenmittelkategorie ist die Berechnung der relevanten 

Abfallmenge. In diesem Zusammenhang weist der Europäische Rechnungshof72 darauf hin, dass anders 

als in früheren Kommissionsvorschlägen vorliegend nicht mehr das Gewicht des anfallenden e-Abfalls, 

das auf der Grundlage einer komplexen Formel und länderspezifischer Produktlebensdauern geschätzt 

wird,73 sondern zu Recht vereinfachend das von den Herstellern und Einführern gemeldete Gewicht 

der in Verkehr gebrachten Elektro- und Elektronikgeräte zugrunde gelegt werde. Dennoch bestehe laut 

Europäischem Rechnungshof das Risiko, dass die Datenqualität für die Berechnung der Eigenmittel 

unzureichend sei. Für die Daten zu in Verkehr gebrachten Elektro- und Elektronikgeräten würden – 

 
70  Europäische Kommission, Mitteilung COM(2025) 378 vom 2. Juli 2025, Umsetzung des Deals für eine saubere Industrie I, 

S. 5. 
71  Commission Staff Working Document SWD(2025) 570, S. 63. 
72  Europäischer Rechnungshof (2026), Stellungnahme 04/2026 (gemäß Artikel 287 Absatz 4 AEUV) zu dem Vorschlag für 

einen Beschluss über das Eigenmittelsystem der Europäischen Union (COM(2025) 574 final) [im Folgenden: Europäischer 
Rechnungshof (2026), Stellungnahme 04/2026], S. 22 f. Rn. 36-38. 

73  Durchführungsverordnung (EU) 2017/699 der Kommission über eine gemeinsame Methode für die Berechnung des Ge-
wichts von in den Verkehr gebrachten Elektro- und Elektronikgeräten und für die Berechnung der Menge, nach Gewicht, 
der angefallenen Elektro- und Elektronik-Altgeräte. 
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ähnlich wie für die Daten zu Kunststoffverpackungen – möglicherweise zu niedrige Angaben gemacht, 

da kleine Hersteller von der Datenmeldung ausgenommen seien, es Trittbrettfahrer gebe und Online-

Verkäufe und grenzüberschreitende Käufe nur unvollständig erfasst würden. Die Kommission räume 

ein, dass die Vergleichbarkeit der gemeldeten Daten vor der Einführung dieser Eigenmittelkategorie 

noch verbessert werden könne. 

Der Bundesrat74 der Bundesrepublik Deutschland, in dem die Bundesländer an der Gesetzgebung teils 

mitentscheidend, teils lediglich beratend mitwirken, erkennt grundsätzlich an, dass durch die 

vorgeschlagene neue Eigenmittelkategorie „tendenziell die Kreislaufwirtschaft gestärkt und die 

Verfügbarkeit kritischer Rohstoffe erhöht“ werden könne. Allerdings fordert der Bundesrat mit Blick 

auf die Einführung des neuen Eigenmittels eine Überarbeitung der WEEE-Richtlinie 2012/19/EG, da die 

aktuell vorgeschlagene Berechnung der Sammelquoten auf Basis der in den letzten drei Jahren in 

Verkehr gebrachten Geräte die tatsächliche Rückgabe nicht realistisch abbilde. Viele Geräte würden 

länger genutzt, wodurch die derzeitige Methode zu verzerrten Quoten und unangemessenen 

Eigenmittelverpflichtungen führen würden. Deshalb solle die Berechnung künftig stärker an den 

tatsächlichen Lebenszyklen der Produkte ausgerichtet werden. 

Schließlich wird kritisiert,75 dass die von der Kommission vorgeschlagene Methode zur Ermittlung von 

Elektro- und Elektronikaltgeräten aufgrund steigender Verkaufszahlen zu einer Abgabe für nicht 

gesammelte Abfälle führen würde, selbst wenn die Sammelquote bei 100% läge. Dies benachteilige 

wachstumsstarke Länder. Es wird daher empfohlen, die Berechnungsmethode an die Verkaufstrends 

anzupassen, um solche Verzerrungen zu vermeiden. 

5.2 EU-Emissionshandelssystem (ETS1) 

Der Vorschlag der Kommission, künftig 30% der Einnahmen aus ETS1-Zertifikatsversteigerungen als 

neue Eigenmittelkategorie dem EU-Haushalt zukommen zu lassen, um auf EU-Ebene zusätzliche 

Dekarbonisierungsanstrengungen im MFF 2028-2034 zu finanzieren, wird in der politischen und 

wissenschaftlichen Diskussion breit unterstützt.76 

Der Europäische Rechnungshof77 hebt hervor, dass die Berechnung der Beiträge auf Grundlage der 

Einnahmen aus der Versteigerung von Zertifikaten erfolgen würde, Die Einnahmen werden zum 

Auktionsclearingpreis bewertet, und die Preise und Mengen täglich auf den einschlägigen Plattformen 

veröffentlicht. Daher wiesen die zugrundeliegenden Daten eine hohe Einfachheit und Qualität auf. 

Zugleich weist der Europäische Rechnungshof jedoch auch darauf hin, dass aufgrund der inhärenten 

Volatilität der Auktionspreise für Emissionszertifikate, deren Entwicklung sich über einen langen 

Zeitraum nur schwer vorhersagen ließe, Eigenmittel auf dieser Grundlage nur eine geringe Stabilität 

hätten.78 

 
74  Bundesrat, Beschluss vom 21. November 2025, Drucksache 33/25 zu den Grunddrucksachen 333/25, 334/25 und 335/25, 

S. 27 Rn. 100 ff. 
75 Darvas, Z. / Dom, R. (2026), Financing the EU budget: an assessment of five proposals for new resources, Bruegel Analy-

sis 09/2026 of 20 April 2026, S. 5. 
76 Vgl. z.B. Darvas, Z. / Dom, R. (2026), Financing the EU budget: an assessment of five proposals for new resources, Bruegel 

Analysis 09/2026 of 20 April 2026, S. 5; Darvas, Z. et al (2025), Bigger, Better Funded and Focused on Public Goods – How 
to Revamp the European Union Budget, Bruegel Blueprint Series 37, S. 56. 

77  Europäischer Rechnungshof (2026), Stellungnahme 04/2026, S. 24 f. Rn. 41-43. 
78 Ebenso Darvas, Z. / Dom, R. (2026), Financing the EU budget: an assessment of five proposals for new resources, Bruegel 

Analysis 09/2026 of 20 April 2026, S. 2. 
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Es wird kritisiert, dass der Kommissionsvorschlag keine neuen Eigenmitteln auf Basis des EU-

Emissionshandels insbesondere für den Gebäude- und Straßenverkehrssektor (ETS2) vorsieht, der 

2028 eingeführt werden soll. Nach Meinung mancher Beobachter scheine dies vor allem politisch 

motiviert zu sein und den Wunsch der nationalen Regierungen widerzuspiegeln, die Kontrolle über die 

Einnahmen zu behalten.79 Wirtschaftlich ließe sich eine Unterscheidung zwischen ETS1 und ETS2 nur 

schwer rechtfertigen. Allerdings wird insoweit auch darauf verwiesen, dass eine CO₂-Bepreisung auf 

starke Ablehnung stoße, wenn die Kosten direkt von Privataushalten getragen werden müssten.80 

Folglich wurde politisch entschieden, die Einnahmen aus dem ETS2 für soziale Ausgleichsmaßnahmen 

und Umverteilung einzusetzen. Dies geschehe über den Klima-Sozialfonds,81 aus dem Mitgliedstaaten 

soziale Ausgleichsmaßnahmen, über die sie selbst entscheiden, finanzieren könnten. 

5.3 CO2-Grenzausgleichssystem (CBAM) 

Ebenso wie das ETS1, so unterstütze nach verbreiterter Auffassung in Politik und Wissenschaft auch 

der CBAM die Verfolgung der EU-Klimaziele und trage dazu bei, die Wettbewerbsfähigkeit 

europäischer Unternehmen im Binnenmarkt zu sichern. Ihre Verknüpfung mit der Handelspolitik, eine 

ausschließliche Zuständigkeit der EU, liefere eine stichhaltige Begründung dafür, die CBAM-Einnahmen 

als Basis einer neuen EU-Eigenmittelkategorie zu wählen.82 Daher wird auch gefordert, nicht nur 75%, 

sondern 100% der CBAM-Einnahmen – abzüglich der Erhebungskosten – dem EU-Haushalt 

zuzuführen.83  

Nach Auffassung des Europäischen Rechnungshofs84 könnten die Eigenmittel auf Basis der CBAM-

Einnahmen zwar einfach berechnet werden. Allerdings wiesen sie wegen ihrer Abhängigkeit von den 

volatilen Preisen der ETS1-Zertifikate nur eine geringe Stabilität auf. Zudem wird darauf hingeweisen, 

dass die CBAM-Einnahmen sinken würden, wenn Maßnahmen zur Bekämpfung der exportbedingten 

Verlagerung von CO2-Emissionen ergriffen oder wenn Drittstaaten eigene CO₂-Bepreisungssysteme 

einführen würden, wodurch das Mandat der EU zur Erhebung von Grenzabgaben hinfällig werden 

würde.85 

  

 
79 Darvas, Z. / Dom, R. (2026), Financing the EU budget: an assessment of five proposals for new resources, Bruegel Analy-

sis 09/2026 of 20 April 2026, S. 2. 
80 Darvas, Z. et al (2025), Bigger, Better Funded and Focused on Public Goods – How to Revamp the European Union Budget, 

Bruegel Blueprint Series 37, S. 59 f. 
81 Verordnung (EU) 2023/955 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023 zur Einrichtung eines Klima-

Sozialfonds. 
82 Darvas, Z. / Dom, R. (2026), Financing the EU budget: an assessment of five proposals for new resources, Bruegel Analy-

sis 09/2026 of 20 April 2026, S. 3. 
83 Ebenda, S. 3. 
84  Europäischer Rechnungshof (2026), Stellungnahme 04/2026, S. 28 Rn. 49. 
85 Ebenda, S. 3; Darvas, Z. et al (2025), Bigger, Better Funded and Focused on Public Goods – How to Revamp the European 

Union Budget, Bruegel Blueprint Series 37, S. 58. 
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6 „Dreifache Dividende“ der EU-Eigenmitteln 

zum Umwelt- und Klimaschutz? 

Die Europäische Kommission stützt die von ihr vorgeschlagenen neuen EU-Eigenmittel mit Bezug zum 

Umwelt- und Klimaschutz im Wesentlichen auf drei zentrale Argumente: (1) Sie generierten „frisches 

Geld“ für den EU-Haushalt und entlasteten so die nationalen Haushalte der Mitgliedstaaten. (2) Sie 

stellten stabile Einnahmequellen zur Deckung des Finanzbedarfs der EU dar. (3) Sie unterstützten die 

Verwirklichung bestehender Vorgaben und Ziele der Umwelt- und Klimapolitik der EU. Allerdings sind 

diese Begründung der Kommission einer „dreifachen Dividende“ nur eingeschränkt tragfähig: 

6.1 Entlastung der nationalen Haushalte? 

In der Wissenschaft86 wird teilweise zu Recht angezweifelt, dass mit den neuen Eigenmittelkategorien 

mit umwelt- und klimapolitischem Bezug allgemein „frisches Geld“87 – im Sinne von zusätzlichen 

Einnahmen – generiert werden könne, das die nationalen Budgets der Mitgliedstaaten entlasten 

würde. Denn auch diese neuen Eigenmittel würden die nationalen Haushalte zumindest in Form von 

Opportunitätskosten belasten.  

Im Fall des vorgeschlagenen EU-Eigenmittels auf Basis nicht eingesammelten e-Abfalls wären die 

Gelder – wie bei dem bereits bestehenden EU-Eigenmittel auf Basis nicht recycelten Kunststoff-

verpackungsabfalls88 – zunächst aus den nationalen Haushalten der Mitgliedstaaten zu leisten. Der 

künftige EU-Eigenmittelbeschluss würde lediglich die Methode festlegen, nach der die Höhe des 

nationalen Beitrags eines Mitgliedstaates zu berechnen wäre. Wie die Mitgliedstaaten ihrerseits diese 

Zahlungen an den EU-Haushalt finanzieren – ob aus ihren allgemeinen Staatshaushalten oder z.B. 

durch die Erhebung einer gesonderten „Elektroschrottabgabe“ – ist ihnen überlassen. Letztlich müssen 

sie jedoch ihre jeweiligen Volkswirtschaften zusätzlich belasten. Noch eindeutiger ist die teilweise 

Vereinnahmung der Einnahmen aus ETS1- und CBAM-Zertifikaten, die bislang vollständig an die 

Mitgliedstaaten fließen. Folglich kann insoweit von einer Entastung keine Rede sein. 

6.2 Stabile Einnahmequellen? 

Zudem ist fraglich, inwieweit die drei umwelt- und klimaschutzbezogenen EU-Eigenmittel jeweils 

stabile Einnahmequellen zur Finanzierung des EU-Haushalts darstellen. So leidet die Behauptung, mit 

dem vorgeschlagenen EU-Eigenmittel auf Basis nicht gesammelten e-Abfalls könne man über einen 

längeren Zeitraum hinweg sowohl den EU-Haushalt finanzieren als auch die Umwelt schützen und 

zudem mit Blick auf die Rückgewinnung kritischer Rohstoffe die strategische Autonomie der EU 

stärken, an einem inhärenten Widerspruch. Mit Blick auf das strukturell vergleichbare EU-Eigenmittel 

auf Basis nicht recycelten Kunststoffverpackungsabfalls hatte bereits 2018 der spätere EU-

Klimakommissar Frans Timmermans zu Recht darauf hingewiesen, dass wenn das EU-Eigenmittel 

 
86 Vgl. z.B. Darvas, Z. / Dom, R. (2026), Financing the EU budget: an assessment of five proposals for new resources, Bruegel 

Analysis 09/2026 of 20 April 2026, S. 7; Darvas, Z. et al (2025), Bigger, Better Funded and Focused on Public Goods – How 
to Revamp the European Union Budget, Bruegel Blueprint Series 37, S. 79; Heinemann, F. (2025), Einschätzung zum MFR-
Vorschlag der Europäischen Kommission, Schriftliche Stellungnahme, Deutscher Bundestag – Ausschuss für die Angele-
genheiten der Europäischen Union, Öffentliche Anhörung am 10. September 2025, Ausschussdrucksache 21(21)2, S. 11 f. 

87 Interinstitutionelle Vereinbarung von 2020, Anhang II Buchstabe I. 
88  Reichert, G. / Schwind, S. / DePetris, A. / Jousseaume, M. (2021), The “EU Plastic Tax” – Greenwashing New Revenue for 

the EU Budget, cepInput 03/2021. 
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tatsächlich erfolgreich zur Verringerung des Kunststoffabfalls beitrügen, die damit generierbaren 

Einnahmen entsprechend „rasch zurückgehen“ würden.89 Folglich stellt sich in beiden Fällen die Frage, 

inwieweit derartige Eigenmittel mit sowohl fiskalischer als auch umweltpolitischer Zielsetzung für die 

Finanzierung der EU eine stabile bzw. „nachhaltige Einnahmequelle“ sein können.  

Fragezeichen bestehen auch hinsichtlich der Stabilität von Einnahmen aus ETS1- und CBAM-

Zertifikaten. Beide hängen von den volatilen CO2-Preisen im ETS1 ab. Ein Eigenmittel, dessen 

Einnahmen stark schwanken, eignet sich nur bedingt zur langfristigen Finanzierung von EU‑Ausgaben. 

Zwar kann man insoweit von tendenziell steigenden Preise ausgehen. Jedoch ist beim CBAM zu 

berücksichtigen, dass die durch ihn generierbaren Einnahmen auch von den Reaktionen von 

Drittstaaten auf ihn abhängen. Wenn Drittstaaten eigene CO2‑Preise einführen, was politisch zur 

Stärkung des gloabeln Klimaschutzes beabsichtigt ist, dann sinken entsprechend auch die 

CBAM‑Einnahmen. Insoweit besteht auch hier – wie bei den EU-Eigenmitteln, deren Höhe auf Basis 

nicht recycelten Verpackungskunststoffabfalls oder e-Abfalls berechnet werden – ein inhärenter 

Widerspruch zwischen fiskalischem Interesse und umwelt- bzw. klimapolitischer Zielsetzung. 

6.3 Anreize zur Unterstützung der EU-Umwelt- und Klimapolitik? 

Neben der fiskalischen Funktion der drei vorgeschlagenen neuen Eigenmittel, stabile Einnahmen für 

den EU-Haushalt zu generieren, werden diese auch aufgrund ihrer angeblich unterstützenden Effekte 

zur Verwirklichung EU-weiter Ziele gerechtfertigt.90 Da es das Ziel des EU-Haushalts sei, einen 

europäischen Mehrwert zu schaffen, betont die Kommission allgemein, dass die gemeinsamen 

Prioritäten folglich auch gemeinsam – in Form von Eigenmitteln – finanziert werden müssten.91 Allen 

drei Vorschlägen ist gemein, dass die Kommission insoweit die enge Verbindung zwischen den 

vorgeschlagenen Eigenmitteln und den entsprechenden EU-Politikfeldern des Schutzes von Umwelt 

und Klima92 hervorhebt, die als „European Public Goods“ zu den prioritären Bereichen der EU im 

Rahmen des European Green Deal für den künftigen MFF 2028-2034 gehören.93 Diese Argumentation 

wird in der politischen und wissenschaftlichen Diskussion teils unterstützt,94 teils abgelehnt.95 

Hinsichtlich des vorgeschlagenen EU-Eigenmittels, die Höhe des von einem Mitglliedstaat an den EU-

Haushalt zu zahlenden Betrags auf Basis des nicht gesammelten e-Abfalls zu berechnen, unterstellt die 

Kommission implizit, dass hierdurch die Mitgliedstaaten einen Anreiz erhielten, künftig die bislang von 

ihnen verfehlten verbindlichen Sammelziele einzuhalten. Indirekt mag dies der Fall sein. Einen direkten 

Zusammenhang gibt es insoweit, wie auch schon bei dem bereits bestehenden EU-Eigenmittel auf 

 
89  The Guardian vom 16 Januar 2018, EU declares war on plastic waste: “In a perfect world the revenues of this tax will 

decrease very rapidly, we have to check in an impact assessment whether this is a sustainable form of income also for 
the EU’s finances. […]”. Vgl. auch Reichert, G. / Schwind, S. / DePetris, A. / Jousseaume, M. (2021), The “EU Plastic Tax” – 
Greenwashing New Revenue for the EU Budget, cepInput 03/2021, p. 10. 

90 Vgl. z.B. Darvas, T. / Dom, R. (2026), Financing the EU budget: an assessment of five proposals for new resources, Bruegel 
Analysis 09/2026 of 20 April 2026, S. 7. 

91  Kommissionsvorschlag COM(2025) 574, Begründung, S. 1. 
92  AEUV, Artikel 191 f. 
93  Commission Staff Working Document SWD(2025) 570, S. 23. 
94  Vgl. z.B. Darvas, Z. et al (2025), Bigger, Better Funded and Focused on Public Goods – How to Revamp the European Union 

Budget, Bruegel Blueprint Series 37, S. 56. 
95  Vgl. z.B. Heinemann, F. (2025), Einschätzung zum MFR-Vorschlag der Europäischen Kommission, Schriftliche Stellung-

nahme, Deutscher Bundestag – Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union, Öffentliche Anhörung am 
10. September 2025, Ausschussdrucksache 21(21)2, S. 11 f. 

https://www.theguardian.com/environment/2018/jan/16/eu-declares-war-on-plastic-waste-2030
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Basis nicht recyclten Kunststoffverpackungsabfalls96, jedoch nicht. Der Vorschlag sieht lediglich eine 

Methode zur Berechnung des Betrags vor, den jeder Mitgliedstaat an den EU-Haushalt abführen muss. 

Diese zusätzlichen Einnahmen sind jedoch keineswegs überwiegend oder gar ausschließlich für 

Maßnahmen zur Reduzierung nicht gesammelter e-Abfälle zweckgebunden. Vielmehr ist es ganz den 

Mitgliedstaaten überlassen, selbst zu entscheiden, wie sie den von ihnen zu zahlenden Betrag 

finanzieren. Ihnen steht es – im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip (s.o.) – ausdrücklich frei, selbst 

zu entscheiden, ob sie hierfür zusätzliche Abgaben erheben oder den Beitrag einfach aus ihrem 

allgemeinen Staatshaushalt bestreiten. Insbesondere wäre die Einführung dieses EU-Eigenmittels nicht 

mit einer rechtlichen Verpflichtung der Mitgliedstaaten verbunden, zusätzliche Maßnahmen zur 

Steigerung der Sammelquoten von e-Abfällen zu ergreifen. Daher hätte dieses EU-Eigenmittel insoweit 

allenfalls indirekt, nicht jedoch automatisch den von der Kommission gewünschten Umweltschutz-

effekt.  

Anders sind die Vorschläge der Kommission zu beurteilen, 30% der Einnahmen aus ETS1-Zertifikats-

versteigerungen und 75% der CBAM-Einnahmen als neue Eigenmittelkategorie dem EU-Haushalt 

zukommen zu lassen. Entscheidend für einen möglichen Klimaschutzeffekt beider Einnahmearten ist 

letztlich deren klimapolitische Zweckbindung und die zur Zielverfolgung ergriffenen Maßnahmen. Ob 

der größere Klimaschutzeffekt bei der Verwendung der so generierten Einnahmen eher auf EU-Ebene 

oder aber im nationalen Rahmen bewirkt werden kann, hängt von der konkreten Ausgestaltung dieser 

Maßnahmen ab. Allerdings spricht aufgrund des grenzüberschreitenden Charakters des Klimas vieles 

dafür, den EU-Haushalt mit den zum Schutz dieses „European Public Goods“ erforderlichen 

Finanzmittel auszustatten. 

  

 
96  Reichert, G. / Schwind, S. / DePetris, A. / Jousseaume, M. (2021), The “EU Plastic Tax” – Greenwashing New Revenue for 

the EU Budget, cepInput 03/2021, p. 9. 
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7 Fazit 

Zur Finanzierung des EU-Haushalts schlägt die Europäische Kommission unter anderem drei neue 

Eigenmittel mit Bezug zur EU-Umwelt- und Klimapolitik vor, die auf dem Gewicht nicht gesammelten 

e-Abfalls sowie den Einnahmen aus ETS1 und dem CBAM basieren. Laut Kommission würden diese 

(1) „frisches Geld“ für den EU-Haushalt generieren und so die nationalen Haushalte der 

Mitgliedstaaten entlasten; (2) stabile Einnahmequellen zur Deckung des Finanzbedarfs der EU 

darstellen; und (3) Anreize zur Verwirklichung bestehender Vorgaben und Ziele der EU-Umwelt- und 

Klimapolitik setzen. Allerdings können die von der Kommission vorgeschlagenen neuen Eigenmittel-

kategorien zum Umwelt- und Klimaschutz dieses Versprechen einer „dreifachen Dividende“ der 

Eigenmittel nicht erfüllen: 

• Keine Entlastung der nationalen Haushalte: Die neuen EU-Eigenmittel würden nicht „frisches 

Geld“ im Sinne von zusätzlichen Einnahmen für den EU-Haushalt bei gleichzeitiger Entlastung der 

EU-Mitgliedstaaten generieren. Denn sie würden die nationalen Haushalte in Form von Opportu-

nitätskosten belasten. 

• Keine stabilen Einnahmequellen: Je erfolgreicher die umweltpolitische Anreizwirkung des EU-

Eigenmittels auf Basis nicht gesammelter e-Abfälle wäre, desto geringer wäre sein Beitrag für den 

EU-Haushalt. Einnahmen aus ETS1- und CBAM-Zertifikaten hängen zudem von schwankenden CO2-

Preisen ab. 

• Fragliche Effekte auf die EU-Umwelt- und Klimapolitik: Das EU-Eigenmittel auf Basis von e-Abfäl-

len hätte nicht automatisch einen Umweltschutzeffekt. Entscheidend für einen Klimaschutzeffekt 

der Einnahmen aus ETS1 und CBAM ist deren klimapolitische Zweckbindung und die Ausgestaltung 

der Klimaschutzmaßnahmen. 

Angesichts der stetig wachsenden Aufgaben, die der Europäischen Union nicht zuletzt auch auf Initia-

tive und mit Zustimmung ihrer Mitgliedstaaten übertragen werden, ist grundsätzlich die Forderung 

nachvollziehbar, dass die EU auch dementsprechend in Einklang mit Artikel 311 AEUV „mit den erfor-

derlichen Mitteln“ auszustatten ist, damit sie „ihre Ziele erreichen und ihre Politik durchführen“ kann. 

Dies kann auch die Einführung neuer Eigenmittelkategorien rechtfertigen. Die hierfür von der Kommis-

sion vorgebrachten Argumente zugunsten der drei Eigenmittelvorschläge zum Umwelt- und Klima-

schutz sind jedoch nicht tragfähig. 
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Diese Veröffentlichung ist eines der Ergebnisse des Forschungsprojekts: 

„DER MFF 2028–2034: NEUE RESSOURCEN FÜR ÖFFENTLICHE GÜTER  

UND EIN NACHHALTIGES, WETTBEWERBSFÄHIGES WACHSTUM  

DES WIRTSCHAFTSSYSTEMS: EIN VERGLEICH ZWISCHEN  

ITALIENISCHEN UND DEUTSCHEN VORSCHLÄGEN“. 

 
In Zusammenarbeit mit: 

 

 

 

 
Realisiert mit Unterstützung des italienischen Ministeriums für 

auswärtige Angelegenheiten und internationale Zusammenarbeit 

gemäß Artikel 23-bis des Präsidialdekrets Nr. 18 von 1967. 

Die in dieser Publikation vertretenen Ansichten sind ausschließ-

lich die der Autoren und spiegeln nicht unbedingt die Ansichten 

des italienischen Ministeriums für auswärtige Angelegenheiten 

und internationale Zusammenarbeit wider. 
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